Erbbaurechtsvertrag - Stand Februar 2013

Die Erschienenen schließen folgenden

Erbbaurechtsvertrag

§ 1

Vertragsgegenstand und Vertragszeit, Haftung

(1) Die Evangelische Kirchengemeinde ..................................................................... ist im Grundbuch des Amtsgerichts .........................................von ...................... ........................................... Band ................ Blatt .............. als Eigentümerin des Grundstücks ..................................... der Gemarkung .......................................... Flur ................. Flurstück ......................... mit einer Größe von ..................... qm eingetragen. 


(2) Die Grundstückseigentümerin bestellt hiermit zugunsten des Erbbauberechtig​ten / bei mehreren Erbbauberechtigten zu gleichen Bruchteilen / an diesem Grundstück / einer Teilfläche von ca. ................................. qm / ein Erbbaurecht gemäß des Erbbaurechtsgesetzes vom 15. 01. 1919 in der derzeit geltenden Fassung. Die Lage der vorbezeichneten Teilfläche ergibt sich aus dem diesem Vertrag beigefügten Lageplan und ist dort mit ................................. bezeichnet.


(3) Das Erbbaurecht wird für die Zeit bis zum ........................ bestellt und berechtigt  zur Errichtung von .............................................................................................. .


(4) Das Erbbaurecht erstreckt sich auch auf den für das Gebäude nicht erforder​lichen Teil des Grundstücks. 


(5) Die Grundstückseigentümerin ist verpflichtet, das Erbbaugrundstück frei von Lasten in Abtl. II und III des Grundbuchs zu übergeben. Das Erbbaugrundstück wird in dem Zustand übergeben, in dem es sich bei Vertragsabschluss befindet und wie er den Erbbauberechtigten bekannt ist. Die Grundstückseigentümerin haftet nicht für eine bestimmte Grenze, Größe, Güte und Beschaffen​heit einschließlich Baugrundeigenschaft und Erschließung (Zuwegung, Ver- und Entsorgung). Die Grundstückseigentümerin erklärt, dass ihr von versteckten Mängeln, Verunreinigungen des Erdreiches und des Grundwassers durch Schadstoffe nichts bekannt ist und Rechtsstreitigkeiten hinsichtlich des Erbbau​grundstücks nicht anhängig sind. Sie haftet nicht für sichtbare und unsichtbare Fehler oder Mängel.  

Hiervon ausgenommen sind Ansprüche auf Schadensersatz aus der Verletzung des Lebens, des Körpers und der Gesundheit, wenn die Grundstückseigen-tümerin die Pflichtverletzung zu vertreten hat und aus sonstigen Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung der Grund-stückseigentümerin beruhen. Einer Pflichtverletzung der Grundstückseigen-tümerin steht die ihres gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen gleich.

§ 2

Erbbauzins

(1) Als Erbbauzins zahlt der Erbbauberechtigte in vierteljährlich nachträglich zahl​baren Raten an die jeweilige Grundstückseigentümerin einen jährlichen Erb​bauzins von .............................. €.


(2) Der Berechnung des Erbbauzinses liegt ein Grundstückspreis von ..................... €/qm und eine Verzinsung von ................... % zugrunde. 


(3) Die Pflicht zur Zahlung des Erbbauzinses beginnt mit dem Tage der Eintragung des Erbbaurechts im Grundbuch. Vom 1. Tag des Monats, der auf die notarielle Beurkundung dieses Vertrages folgt, bis zum Tage der Eintragung des Erbbau​rechts im Grundbuch wird der vereinbarte Erbbauzins als Pacht für das Erbbaugrundstück geschuldet. 


(4) Die Erbbauzinsraten sind am 31.03., 30.06., 30.09. und 31.12. jeden Jahres zur Zahlung fällig und auf das Konto des Kirchlichen Verwaltungsamtes .................. ................................................. Nr. ................................... BLZ ........................... bei der ........................................................................ mit der Zweckbestimmung
.................................................................................. BIC …………………………. und IBAN ………………………………………. zu überweisen. Für den Fall verspäteter Zahlung wird eine Vertragsstrafe vereinbart, die sich für jeden an​gefangenen Monat seit Fälligkeit auf 1 v. H. des jeweils rückständigen Betrages beläuft. 
Die Grundstückseigentümerin kann bis zur Eintragung des Erbbaurechtes von diesem Vertrag durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Erbbauberechtigten unter der vorgenannten Adresse zurücktreten, sofern der Erbbauberechtigte mit zwei zu diesem Zeitpunkt als Pacht geschuldeten Erbbauzinsraten ganz oder teilweise in Verzug geraten ist oder anderen Verpflichtungen aus diesem Vertrag trotz angemessener Fristsetzung schuldhaft nicht nachgekommen ist. Die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen wird durch den Rücktritt nicht ausgeschlossen.


(5) Der jährliche Erbbauzins ist zugunsten der jeweiligen Grundstückseigentümerin durch eine Reallast an erster Rangstelle im Grundbuch zu sichern (vgl. jedoch Stillhalteerklärung in § 7).   
(6) Der Erbbauberechtigte kann gegen die Erbbauzinsforderung, auch als Pacht, nur mit solchen Forderungen aufrechnen, 

a) die die Grundstückseigentümerin schriftlich anerkannt hat, 

b) für die der Erbbauberechtigte einen mindestens vorläufig vollstreckbaren 
    Titel hat. 

Entsprechendes gilt für ein Zurückbehaltungsrecht des Erbbauberechtigten. 
§ 3

Erbbauzinsgleitklausel

(1) Im Sinne einer Inhaltsbestimmung nach § 1105 Absatz 1 BGB wird vereinbart, dass der Erbbauzins der wirtschaftlichen Entwicklung nach oben oder unten angepasst wird. Der Erbbauzins verändert sich jeweils um den Prozentsatz, um den sich der vom Statistischen Bundesamt ermittelte Verbraucherpreisindex für Deutschland nach dem Stand des Monats des Vertragsschlusses (Basisjahr 2010 = 100) nach oben oder unten verändert, erstmals zum .......................

Jede weitere Veränderung des Erbbauzinses tritt nach Ablauf von drei Jahren nach der jeweils letzten Neufestsetzung ein. 

§ 9a des Erbbaurechtsgesetzes und die §§ 21 und 23 der 2. Berechnungs​verordnung in der Fassung vom 12.10.1990 bleiben unberührt. 


(2) Die Erklärung, durch die eine Veränderung des Erbbauzinses gefordert wird, hat nicht rechtsbegründende, sondern nur fälligkeitsauslösende Wirkung zum übernächsten Monatsersten. Das Verlangen kann gegebenenfalls rückwirkend zu dem nach Absatz 1 maßgebenden Zeitpunkt gestellt werden. 

(3) Die Grundstückseigentümerin kann verlangen, dass der neue Erbbauzins auf Kosten des Erbbauberechtigten in notarieller Form mit Zwangsvollstreckungs​unterwerfung niedergelegt und im Erbbaugrundbuch eingetragen wird. 

(4) Als dinglicher Inhalt des Erbbauzinses wird vereinbart, dass die Erbbau-zinsreallast abweichend von § 52 Abs. 1 Zwangsversteigerungsgesetz mit ihrem Hauptanspruch bestehen bleibt, wenn die Grundstückseigentümerin aus der Reallast oder der Inhaber eines im Range vorgehenden oder gleichste-henden dinglichen Rechts oder der Inhaber der in § 10 Abs. 1 Nr. 2 des Zwangsversteigerungsgesetzes genannten Ansprüche auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des Wohnungserbbaurechtes die Zwangs-versteigerung des Erbbaurechtes betreibt.


§ 4

Übergabe, Lasten

(1) Die Übergabe des Erbbaugrundstücks erfolgt zum 01. des Monats, der auf den Vertragsabschluß folgt. Der Erbbauberechtigte hat von der Besitzübergabe an neben der Verkehrssicherungspflicht alle einmaligen oder wiederkehrenden öffentlichen und privatrechtlichen Abgaben, Las​ten und Pflichten, die die Grundstückseigentümerin und den Gebäudeeigentümer als solchen treffen, zu tragen und die Grundstückseigentümerin schadlos zu halten, falls diese hierwegen in Anspruch genommen werden sollte. Bei Erschließungsbeiträgen gilt dies für alle Beitragsbescheide, die nach der Besitzübergabe zugestellt werden. 

(2) Alle vor Eintragung des Erbbaurechtes von dem Erbbauberechtigten veranlassten Planungs-, Bauvorbereitungs- und Baumaßnahmen erfolgen ausschließlich auf sein eigenes Risiko. Sämtliche Ansprüche wegen solcher Maßnahmen gegenüber der Grundstückseigentümerin, namentlich Mitwirkungshandlungen, Bereicherungs- oder Schadensersatzansprüche, sind ausdrücklich ausgeschlossen, es sei denn, die Grundstückseigentümerin vereitelt vorsätzlich oder grob fahrlässig die Entstehung des Erbbaurechtes. 
(3) Die Grundstückseigentümerin weist darauf hin, dass das Grundstück zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses über die kirchlichen Sammelversicherungsverträge versichert ist. Die Grundstückseigentümerin und der Erbbauberechtigte sind sich in Kenntnis des Vorliegens der Zustimmungserklärung des Versicherers darüber einig, dass der Versicherungsschutz nicht auf den Erbbauberechtigten übergeht und von diesem nicht übernommen werden kann, sondern im Zeitpunkt des Besitz- und Gefahrenübergangs endet. Der Erbbauberechtigte verpflichtet sich, den Versicherungsschutz ab dem Zeitpunkt des Besitz- und Gefahrenüberganges selbst zu regeln und verzichtet darauf, Ansprüche aus den Sammelversicherungsverträgen geltend zu machen.
§ 5

Baufrist und Erhaltung des Bauwerks

(1) Die von dem Erbbauberechtigten bis zum ....................................... bezugsfertig herzustellenden Bauwerke nebst Zubehör dürfen nur zu den in § 1 Absatz 3 genannten Zwecken errichtet und verwendet werden. Eine Änderung der Zweckbestimmung bedarf der Zustimmung der Grundstückseigentümerin.


(2) Der Erbbauberechtigte hat die Bauwerke nebst Zubehör sowie das gesamte Grundstück im ordnungsmäßigen und zweckentsprechenden Zustand zu erhalten und die hierzu erforderlichen Ausbesserungen und Erneuerungen unverzüglich vorzunehmen. 


(3) Der Erbbauberechtigte muss die auf dem Erbbaugrundstück errichteten Bau-lich​keiten nebst Zubehör dauernd gegen Brand-, Sturm- und Leitungswasser​schäden in vollem Umfang zum gleitenden Neuwert versichert halten und den 

Nachweis hierüber über die pünktliche Prämienzahlung jederzeit auf Verlangen vorlegen.


(4) Der Erbbauberechtigte hat eine Gewässerschadenshaftpflichtversicherung abzu​schließen, wenn auf dem Erbbaugrundstück eine Anlage unterhalten wird, die bestimmt ist, Stoffe, die die physikalische, chemische oder biologische 

Beschaffenheit eines Gewässers verändern können, herzustellen, zu verarbei​ten, zu lagern, zu befördern oder wegzuleiten. 


(5) Wird das Bauwerk durch einen Brand oder durch ein sonstiges Ereignis, für wel​ches der Erbbauberechtigte eine Entschädigung erhält, ganz oder teilweise zerstört, so ist der Erbbauberechtigte verpflichtet, es wieder herzustellen. 


(6) Die Grundstückseigentümerin ist berechtigt, das Erbbaugrundstück und das Gebäude zu besichtigen oder durch Beauftragte besichtigen zu lassen, um die Einhaltung dieser Verpflichtungen zu überprüfen.


§ 6

Zustimmungserfordernisse

(1) Der Erbbauberechtigte bedarf der Zustimmung der Grundstückseigentümerin

a) zum Abbruch, zu allen baulichen Veränderungen und zur Errichtung weiterer
    Bauwerke, soweit hierzu eine bauaufsichtliche Genehmigung erforderlich ist,

b) zur Veräußerung des Erbbaurechts im ganzen oder in Teilen, 

c) zur Belastung des Erbbaurechts mit Grundpfandrechten, Reallasten, Dauer-
    wohn- oder Dauernutzungsrechten und deren Änderung, wenn sie eine 
    weitere Belastung des Erbbaurechts enthält,

d) zur Belastung des Erbbaurechts mit anderen als in c) aufgeführten Rechten, zur Eintragung einer Baulast sowie zur Änderung des Inhalts solcher Rechte und Lasten.


Die Zustimmung zu Belastungen des Erbbaurechts mit Grundpfandrechten wird nur erteilt, wenn die Belastungen spätestens 3 Jahre vor Ablauf des Erbbau​rechts amortisiert und gelöscht werden. 

Die Grundstückseigentümerin macht die Rechtswirksamkeit einer Zustimmung von der Genehmigung der kirchlichen Aufsichtsbehörde abhängig, ausgenom​men die Zustimmungserklärung der Grundstückseigentümerin zur Belastung des Erb​baurechts mit Grundpfandrechten. 


(2) Die Grundstückseigentümerin stimmt bereits jetzt Belastungen des Erbbau​rechts mit Grundpfandrechten zu, wenn 

1. die grundbuchliche Eintragung innerhalb von 4 Jahren nach Vertragsab-
    schluß bewilligt und beantragt wird, 

2. die Grundpfandrechte mit Rang nach dem Erbbauzins und dem dinglichen 
    Vorkaufsrecht (§ 10 Absatz 2) der jeweiligen Grundstückseigentümerin ein-  

  getragen werden,   

3. sie zugunsten von inländischen Anstalten und Körperschaften des öffentli-

    chen Rechts oder im Inland zugelassenen Banken, Sparkassen, Genos- 

    senschaftsbanken, Bausparkassen und Versicherungsgesellschaften einge-  

    räumt werden,

4. die Voraussetzungen des § 11 Absatz 1 erfüllt werden.


(3) Die Grundstückseigentümerin behält sich vor, die Zustimmung zur Änderung des Verwendungszweckes (§ 5 Absatz 1) und der Veräußerung (§ 6 Absatz 1 Buchstabe b) von einer Erhöhung des Erbbauzinses abhängig zu machen. 


§ 7

Stillhalteerklärung

Die Grundstückseigentümerin erteilt bereits jetzt dem jeweiligen Gläubiger eines mit ihrer Zustimmung eingetragenen Grundpfandrechts ihre Zustimmung zur Veräuße​rung des  Erbbaurechts im Wege der Zwangsversteigerung unter der Bedingung, dass

a) der Ersteher des Erbbaurechts spätestens beim Versteigerungstermin gemäß §§ 59, 91 ZVG erklärt, dass er in sämtliche Verpflichtungen dieses Erbbaurechtsver​trages einschließlich späterer Vertragsänderungen eintritt, 


b) der im Grundbuch eingetragene Erbbauzins und das eingetragene Vorkaufsrecht der Grundstückseigentümerin vorrangig bestehen bleiben, 


c) die Grundstückseigentümerin hinsichtlich der laufenden und rückständigen Erbbau​zinsbeträge nach den Bestimmungen des Zwangsversteigerungsgesetzes befriedigt wird.

Gleichzeitig sichert die Grundstückseigentümerin dem jeweiligen Grundpfandgläubi​ger zu, dass die Erbbauzinsreallast einschließlich der Erhöhungsbeträge bei einer Zwangsversteigerung des Erbbaurechts nicht kapitalisiert werden soll, sondern hin​sichtlich der künftigen Erbbauzinsraten mit  Wirkung gegen den Ersteher des Erbbau​rechts bestehen bleibt. 

Das Recht der Grundstückseigentümerin, bei Anordnung der Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung des Erbbaurechts den Heimfall auszuüben, bleibt unberührt. 

§ 8

Heimfall

(1) Die Grundstückseigentümerin ist berechtigt, von dem Erbbauberechtigten die Übertragung des Erbbaurechts (Heimfall) an sich oder einen von ihr zu benen​nenden Dritten zu verlangen, wenn der jeweilige Erbbauberechtigte

a) mit der Zahlung des Erbbauzinses in Höhe von zwei Jahresbeträgen in Ver-
    zug geraten ist, 
oder
b) in Vermögensverfall gerät, insbesondere, wenn über sein Vermögen ein 
    Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse abgelehnt           

 wird oder die Zwangsverwaltung oder die Zwangsversteigerung des Erbbau-
    rechts angeordnet ist,
    oder
c) das Bauvorhaben nicht zum ......................... bezugsfertig errichtet hat, es sei
    denn, dass die Nichteinhaltung der Frist auf Umständen beruht, die der Erb-
    bauberechtigte nicht zu vertreten hat, 
    oder
d) der Bestimmung des § 6 Absatz 1 Buchstabe a) dieses Vertrages zuwider-
    handelt, 
    oder
e) den Verpflichtungen gemäß §§ 4 oder 5 trotz angemessener Fristsetzung 
    nicht nachkommt,
    oder 
f) das Erbbaugrundstück und die Bauwerke zu Veranstaltungen und anderen 
   Handlungen und Zwecken verwendet werden, die geeignet sind, die evange-
   lische Kirche, den evangelischen Glauben oder das Wirken der evangeli-
   schen Kirche in der Gesellschaft zu bekämpfen oder herabzuwürdigen.
Klargestellt wird, dass nur eine der Voraussetzungen vorliegen muss. 


(2) Macht die Grundstückseigentümerin von ihrem Heimfallanspruch Gebrauch, so hat sie dem Erbbauberechtigten eine Vergütung in Höhe von 2/3 (in Worten: Zweidrittel) des gemeinen Wertes des Erbbaurechts zur Zeit der Übertragung zu gewähren. Eine Vergütung ist ausgeschlossen für diejenigen Bauwerke, die der Erbbau​be​rechtigte ohne Zustimmung der Grundstückseigentümerin erstellt hat oder wenn das Heimfallrecht wegen Nichteinhaltung der in § 5 Absatz 1 vereinbarten Bebauungsfrist ausgeübt wird.


(3) Auf die Vergütung werden die Rechte, mit welchen das Erbbaurecht beim Heimfall etwa belastet ist, nach der Höhe des Kapitalbetrages der Ablösungs​summe oder des Wertes – jeweils mit Nebenleistungen – angerechnet, ohne Rücksicht darauf, ob der Berechtigte persönlich haftet oder nicht. Auch etwaige Forderungen der Grundstückseigentümerin an den Erbbauberechtigten werden angerechnet. 


(4) Der Wert des Erbbaurechtes wird, falls Grundstückseigentümerin und Erbbau​berechtigter sich nicht darüber einigen, durch zwei Sachverständige, von denen jede Partei einen benennt, festgestellt. Können sich auch die beiden Sachver​ständigen auf einen bestimmten Wert nicht einigen, soll auf Antrag einer Partei von der örtlich zuständigen Industrie- und Handelskammer ein Obmann bestellt werden. Die unter dessen Hinzuziehung erfolgte Wertfestsetzung soll endgültig sein. Die Kosten der Gutachten trägt der Erbbauberechtigte. 


(5) Die Grundstückseigentümerin ist berechtigt, die Vergütung in fünf Jahresraten abzuzahlen. Die Raten sind jeweils am 01.Januar, und zwar erst​mals am 01.Januar des auf den Heimfall folgenden Jahres fällig. Die Vergütung ist von der Entstehung des Anspruchs an bis zum Tage der Zahlung in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes zu verzinsen. 


(6) Für den Fall der Zwangsversteigerung tritt der Erbbauberechtigte der Grund​stückseigentümerin den Anspruch auf Auszahlung des auf ihn entfallenden Versteigerungserlöses in Höhe des rückständigen und des auf den Zeitpunkt der Versteigerung zu kapitalisierenden künftigen Erbbauzinses ab. 

Der Erbbauberechtigte ist von sich aus nicht berechtigt, die Bauwerke oder Teile davon wegzunehmen. 


(7) Die Grundstückseigentümerin kann aber vom Erbbauberechtigten verlangen, die Bauwerke auf seine Kosten abzubrechen und das Grundstück an die Grundstückseigentümerin in ordnungsgemäßem Zustand geräumt zurückzu​geben, wenn die Bauwerke nach der gutachterlichen Stellungnahme eines von der Grundstückseigentümerin beauftragten, öffentlich bestellten und vereidigten Sachver​ständigen in einem derartig schlechten Zustand sind, dass eine Instandsetzung unwirtschaftlich wäre. Entfernt der Erbbauberechtigte die Bauwerke nicht inner​halb einer Frist von 4 Monaten – gerechnet ab Zugang des Abbruchverlangens der Grundstückseigentümerin -, so kann die Grundstückseigentümerin die Ent​fernung auf Kosten des Erbbauberechtigten vornehmen lassen. Sofern der Erb​bauberechtigte nicht rechtzeitig die Bauwerke entfernt und das Grundstück in ordnungsgemäßem Zustand geräumt zurückgibt, hat er rückwirkend vom Zeit​punkt des Zuganges des Abbruchverlangens bis zur Erfüllung seiner Verpflich​tungen an die Grundstückseigentümerin eine Entschädigung in Höhe des bishe​rigen Erbbauzinses zu zahlen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist der Grundstückseigentümerin nicht verwehrt. Bis zur Entfernung der Bau​werke stellt der Erbbauberechtigte die Grundstückseigentümerin von allen Haft​pflichtansprüchen frei, die gegen sie aus dem Eigentum an dem Grundstück und den vorhandenen Bauwerken geltend gemacht werden.
§ 9

Beendigung und Entschädigung
(1) Der Erbbauberechtigte kann durch eine bis zum ........................... abzugebende schriftliche Erklärung verlangen, dass der Erbbaurechtsvertrag für weitere 20 Jahre mit dem bisherigen Inhalt fortgesetzt wird. Die Grundstückseigentümerin kann in diesem Falle verlangen, dass der Erbbauzins aufgrund eines Gutach​tens, das ein von der Industrie- und Handelskammer zu benennender Sachver​ständiger abzugeben hat, neu festgesetzt wird. Die Kosten des Gutachtens trägt der Erbbauberechtigte.

(2) Mit der Beendigung des Erbbaurechts geht das Eigentum an den auf dem Grundstück errichteten Gebäuden und sonstigen Anlagen auf die Grundstückseigentümerin über. Der jeweilige Erbbauberechtigte hat Belastungen, die bei Beendigung des Erbbaurechts bestehen sollten, auf seine Kosten löschen zu lassen. 

(3) Erlischt das Erbbaurecht durch Zeitablauf, so hat die Grundstückseigentümerin dem Erbbauberechtigten bei Beendigung des Erbbaurechts eine Entschädigung für die von ihm errichteten Bauwerke in Höhe von 2/3 (in Worten: Zweidrittel) des gemeinen Wertes, den die Bauwerke zu diesem Zeitpunkt haben, zu zah​len. Im Übrigen gelten die für den Fall des Heimfalls für die Berechnung und Zahlbarmachung der Vergütung festgelegten Bedingungen gem. § 8 Abs. 2 bis 5 entsprechend sowie § 8 Absatz 7.

(4) Die Grundstückseigentümerin kann ihre Verpflichtung zur Zahlung einer Ent-schä​digung dadurch abwenden, dass sie dem Erbbauberechtigten vor Ablauf des Erbbaurechts dessen Verlängerung für die voraussichtliche Standdauer des Bauwerkes anbietet. Lehnt der Erbbauberechtigte die Verlängerung ab, so er​lischt der Anspruch auf Entschädigung. Das Erbbaurecht kann zur Abwendung der Entschädigungspflicht wiederholt verlängert werden (§ 27 Absatz 3 Erbbau​rechtsgesetz).

§ 10

Vorkaufsrechte

(1) Die Grundstückseigentümerin bestellt dem jeweiligen Erbbauberechtigten für die Dauer des Erbbaurechts ein dingliches Vorkaufsrecht an dem Erbbaugrund​stück für alle Verkaufsfälle. 


(2) Der Erbbauberechtigte bestellt der jeweiligen Grundstückseigentümerin für die Dauer des Erbbaurechts ein dingliches Vorkaufsrecht an dem Erbbaurecht für alle Verkaufsfälle. 


§ 11

Löschungsvormerkungen

(1) Wird das Erbbaurecht mit einer Hypothek, Grund- oder Rentenschuld belastet, so verpflichtet sich der Erbbauberechtigte der Grundstückseigentümerin gegen​über schon heute, dieses Grundpfandrecht dann löschen zu lassen, wenn und soweit es sich mit dem Erbbaurecht in einer Person vereinigt. Zur Sicherung dieses Löschungsanspruchs ist bei Eintragung des Grundpfandrechts eine Löschungsvormerkung für die Grundstückseigentümerin auf Kosten des Erb​bauberechtigten einzutragen. 


(2) Der Erbbauberechtigte stimmt bereits jetzt der Löschung der Hypotheken bzw. Grundschulden zu, auf welche sich die Löschungsvormerkungen beziehen, und ermächtigt die aus der Vormerkung berechtigte Grundstückseigentümerin, in seinem Namen die Löschungsanträge bei Vorliegen der erforderlichen Voraus​setzungen zu stellen. Die dem Erbbauberechtigten nach § 1144 BGB zuste​henden Ansprüche auf Aushändigung der Quittungen und Löschungsbewilli​gungen tritt der Erbbauberechtigte an die aus der Vormerkung berechtigte Grundstückseigentümerin ab. 


§ 12

Gesamtschuldnerschaft

Mehrere Erbbauberechtigte übernehmen sämtliche Verpflichtungen aus diesem Vertrag als Gesamtschuldner.

§ 13

Kosten

Der Erbbauberechtigte hat alle jetzt und in Zukunft aus diesem Vertrag entstehenden Kosten, die Kosten der Vermessung und Vermarkung sowie eine etwaige Grund​erwerbsteuer zu tragen. Der Erbbauberechtigte hat auch die Kosten zu tragen, wenn die Grundstückseigentümerin von ihrem Rücktrittsrecht aus § 2 Abs. 4 Gebrauch macht. 
§ 14

Teilnichtigkeit

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ungültig sein, so bleibt der Vertrag im übrigen gleichwohl gültig.


(2) Grundstückseigentümerin und Erbbauberechtigter sind jedoch verpflichtet, die ungültige Bestimmung so umzudeuten, zu ergänzen oder zu ersetzen, dass der mit der ungültigen Bestimmung beabsichtigte wirtschaftliche Zweck weitgehend erreicht wird. 


§ 15

Zwangsvollstreckungsunterwerfung
(1) Der Erbbauberechtigte unterwirft sich wegen der übernommenen Verpflichtung auf Zahlung des in vierteljährlichen Raten geschuldeten Erbbauzinses, bis zur Eintragung des Erbbaurechts auch als Pacht, in Höhe von derzeit ………… € jeweils zum 31.03., 30.06., 30.09. und 31.12. jeden Jahres seit dem Zeitpunkt der Übergabe, dem ……………., und zukünftiger, sich aus der Wertsicherungsklausel gem. § 3 Abs. 1 ergebender Erhöhungsbeträge sowie Strafzinsen in Höhe von 12 % jährlich seit diesem Zeitpunkt gegenüber der Grundstückseigentümerin der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in sein gesamtes Vermögen. 
(2) Der Notar wird ermächtigt, der Grundstückseigentümerin jederzeit eine voll​streck​bare Ausfertigung dieser Urkunde ohne Nachweis der Fälligkeit zu ertei​len. 


§ 16

Grundbucherklärungen
Die Vertragsschließenden sind über die Bestellung des Erbbaurechts einig. Sie ver​einbaren die Bestimmungen der §§ 4 bis 6 und 8 und 9 mit Ausnahme der Verkehrssicherungspflicht in § 4 Abs. 1 sowie der Regelungen in § 4 Abs. 2 und § 8 Abs. 7 neben den gesetzlichen Bestimmungen als Inhalt des Erbbaurechts. Die Vertragsschließenden bewilligen und beantragen, im Grundbuch einzutragen:

1. Auf dem Grundbuchblatt des in § 1 beschriebenen Grundstücks

a) das Erbbaurecht zugunsten des Erschienenen zu …….., 

b) das in § 10 Absatz 1 begründete Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle wäh-
    rend der Dauer des Erbbaurechts zugunsten des jeweiligen Erbbauberechtig-
    ten. Der Rang der Rechte bestimmt sich nach der vorstehenden Reihenfolge.


2. Bei Anlegung des Erbbaugrundbuchs die Bestimmungen der §§ 4 bis 6 und 8 und 9 als Inhalt des Erbbaurechts zu vermerken und folgende Belastungen in das Erbbaugrundbuch einzutragen:

a)  eine Reallast zugunsten der jeweiligen Grundstückseigentümerin zur Siche-    
     rung des Erbbauzinses gemäß § 2 Absatz 1, wertgesichert gemäß § 3, 

b) das in § 10 Absatz 2 begründete Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle wäh- 
    rend der Dauer des Erbbaurechts. 

§ 17

Zusätzliche Vereinbarungen

(1) Mündliche Nebenabreden haben keine Gültigkeit. 


(2) Zusätzlich vereinbaren die Parteien folgendes: ....................................................

...............................................................................................................................

...............................................................................................................................

...............................................................................................................................

§ 18

Übernahme der Verpflichtungen durch Rechtsnachfolger

Die Vertragsparteien verpflichten sich, ihren Rechtsnachfolgern die Übernahme sämtlicher Verpflichtungen aus diesem Vertrag und Vertragsänderungen und deren Weitergabe an Rechtsnachfolger aufzuerlegen. Gleiches gilt für die Zwangsvoll​streckungsunterwerfung gemäß § 15.

§ 19

Genehmigung des Ehegatten

Der mitunterzeichnende Ehegatte ......................................................... genehmigt die Erklärung des Erbbauberechtigten, soweit gesetzlich erforderlich. 

§ 20

Genehmigung der kirchlichen Aufsichtsbehörde

Dieser Vertrag und jede Änderung dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirk​samkeit der Genehmigung des Konsistoriums der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz. Dies gilt auch für Änderungen des Erbbau-zinses nach § 5 Absatz 1.

Diese Niederschrift ist den Erschienenen vom Notar vorgelesen, von ihnen geneh​migt und wie folgt eigenhändig unterschrieben

                      Grundstückseigentümerin                      Der/die Erbbauberechtigte(n)

  (Siegel)    

Notar
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